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M it Inkrafttreten der Aus-
bildungsverordnung vom

1. August 2006 wurde die Arzthel-
ferin zur Medizinischen Fachan-
gestellten (MFA). Die neue Berufs-
bezeichnung steht für ein neues be-
rufliches Profil: Die MFA ist nicht
mehr Helferin, sie ist die qualifizierte
und selbstständige Mitarbeiterin in
einer Arztpraxis. Die Ausbildung hat
zum Ziel, junge Menschen zu solchen
Mitarbeiterinnen heranzuziehen.

Der Beruf der Medizinischen
Fachangestellten gehört zu den be-
liebtesten Ausbildungsberufen für
Frauen. Dabei ist zu bedenken,
dass 80 Prozent der Schulabgänge-
rinnen nur zehn Ausbildungsberu-
fe wählen. Zunehmend entschei-
den sich auch Männer für diesen
Beruf. Bei nicht repräsentativen
Befragungen der Verfasserin wer-
den regelmäßig folgende Gründe
für diese Berufswahl gegeben:

� . . . weil ich in meinem Beruf
mit Menschen zu tun haben möchte

� . . . weil ich ein Praktikum in
einer Arztpraxis gemacht habe und
mir die Arbeit Spaß machte.

Die Auszubildende sieht sich am
Ende ihrer Ausbildung als eine
kompetente und anerkannte Mitar-
beiterin einer Arztpraxis. Bei der
Berufswahl mag das hohe Sozial-
prestige des Arztberufs mitspielen,
das auf die MFA als seine Mitarbei-
terin abfärbt.

Der Übergang vom Schulalltag in
das Berufsleben ist ein Einschnitt,
der oftmals wehtut. Nicht nur fehlt
die vorher reichlich bemessene Frei-
zeit. Es fällt offenbar vielen Berufs-
anfängern schwer zu verstehen, dass
bei Unachtsamkeiten nicht nur der
Ruf der Praxis, sondern die eigene
berufliche Existenz auf dem Spiel
stehen. Unpünktlichkeit, mangelnde
Achtsamkeit und fehlendes Konzen-
trationsvermögen werden oft vom
Ausbilder beklagt. Diese Klagen
sind meistens berechtigt. Aber der
Ausbilder möge sich erinnern, wie er
selbst oder gegebenenfalls seine Kin-
der im Alter von 17 Jahren den Ernst
des Lebens wahrnahmen.

Das Ausbildungsverhältnis wird
durch einen in der Regel dreijähri-
gen Ausbildungsvertrag begründet.
Da das Arbeitsrecht, insbesondere
auch das Ausbildungsrecht, gesetz-
lich stark normiert ist, bleibt für
individuelle Absprachen wenig
Raum. Die gegenseitigen Rechte
und Pflichten von Ausbilder und

MEDIZINISCHE FACHANGESTELLTE

Stolpersteine auf dem Weg 
zu einem neuen Berufsbild

Auch den Ärzten scheint oft das
Verständnis für die besondere Art des
Ausbildungsverhältnisses zu fehlen. 
Viele Schwierigkeiten lassen sich vermei-
den, wenn Ausbilder und Auszubildende
die im Ausbildungsvertrag festgelegten
Pflichten beachten.
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künftiger MFA sind in zwingenden
Vorschriften (Berufsbildungsgesetz,
Jugendschutzgesetz, Bundesurlaubs-
gesetz) geregelt und können, auch
wenn die Parteien es wollten, nicht
zum Nachteil der MFA abgewan-
delt werden. Der Verstoß gegen
manche dieser Pflichten, zum Bei-
spiel die Pflicht des ausbildenden
Arztes, die Auszubildende nicht
über die Höchstarbeitszeit nach dem
Arbeitszeitgesetz hinaus zu bean-
spruchen, sind nicht nur Vertrags-
verletzungen, sondern stellen eine
Ordnungswidrigkeit dar und kön-
nen gegebenenfalls mit einer Geld-
buße geahndet werden.

Trotz zu unterstellender anfäng-
lich guter Absichten kann es im
Lauf der drei Jahre zu erheblichen
Reibereien und Frustrationen auf
beiden Seiten kommen, mit denen
dann der Ausbildungsberater der
Ärztekammer befasst wird. Viele
Schwierigkeiten ließen sich vermei-
den, wenn Ausbilder und Auszubil-
dende die im Ausbildungsvertrag
festgelegten Pflichten beachteten.
Der Auszubildenden ist der ver-
pflichtende Charakter dieser Regeln
aufgrund ihrer mangelnden Vorbil-
dung und Lebenserfahrung oft nicht
bewusst. Aber auch die Ausbilder
scheinen den Inhalt des Ausbil-
dungsvertrags oft nicht genau zu
kennen oder nicht so genau zu neh-
men. Dem Arzt scheint häufig das
Verständnis für die besondere Art
des Ausbildungsverhältnisses zu
fehlen. Die angehende MFA ist kei-
ne günstige Arbeitskraft, sondern
ein von ihm, dem Arzt, auszubilden-
der junger Mensch.

Die MFA kommt in der Regel aus
einfachen sozialen Verhältnissen
und ist aufgrund ihrer Vorbildung
nur eingeschränkt in der Lage, ihre
Rechte zu erkennen und wahrzu-
nehmen. Der Arzt war niemals
selbst Lehrling; das unterscheidet
ihn von dem Meister eines Hand-
werkbetriebs. Ein Berufsschuldi-
rektor stellt daher fest: „Mit den
Arztpraxen gibt es deutlich mehr
Schwierigkeiten als mit anderen
Ausbildungsbetrieben.“ Es spielt
auch das hohe Ansehen mit, das der
Arzt weiterhin in der Gesellschaft
genießt, dass sich die MFA nur sel-
ten traut, ihre Rechte einzufordern.

Manche Ausbilder nutzen dies an-
scheinend aus.

Das mag manche Unzuträglich-
keiten im Ablauf der Ausbildung er-
klären. Auch die hierarchische Be-
ziehung zwischen Auszubildender
und Chef ist insofern eine andere als
in der gewerblichen Wirtschaft, als
die Arzthelferin auch nicht einmal

die theoretische Möglichkeit hat,
später selbst Chefin zu werden. Die
Beziehung des Ausbilders zu seiner
Auszubildenden ist auch anders als
die des Krankenhausarztes zur
Krankenschwester. Denn diese un-
tersteht der Pflegedienstleitung und
nicht dem Arzt. Daher ist die Kran-
kenschwester gegenüber dem Kran-
kenhausarzt wesentlich unabhängi-
ger, als es die MFA gegenüber dem
niedergelassenen Arzt sein kann.
Zunehmend werden MFA auch in
Kliniken oder sonstigen Ausbil-
dungstätten, wie dem Gesundheits-
amt oder der betriebsärztlichen Ab-

teilung eines Unternehmens, aus-
gebildet. Dann unterstehen sie der
jeweiligen Personalabteilung.

Daher kommt es zwar nur in we-
nigen Fällen zu einer rechtlichen
Auseinandersetzung zwischen an-
gehender MFA und Arzt, aber in
der Ärztekammer gehen immer
wieder Beschwerden ein. Meistens
sind sie als Anfragen formuliert,
verbunden mit der Bitte, doch ja
nichts zu unternehmen, damit der
Ausbilder nicht noch zusätzlich
verärgert werde.

Wenn Konflikte nicht besprochen
werden, greift die Auszubildende
oft zur Krankschreibung, die wieder
neuen Stoff für Auseinandersetzun-
gen bietet. Der Arbeitgeber weiß am
besten, wie leicht es ist, an eine
Krankschreibung etwa für psycho-
somatische Beschwerden oder einen
rezidivierenden Infekt zu kommen.
Er ahnt, dass diese Krankheit ein
Ausweichverhalten ist, aber er ist
rechtlich machtlos. Ein Teil der Be-
schwerden hat damit zu tun. Die Ar-
beitgeber bemängeln, dass ihnen die
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
(AU) oder die Verlängerung nicht
rechtzeitig vorgelegt wurde. Die
Auszubildenden geben an, dass sie
von der Praxis aus angerufen wur-
den und trotz der AU arbeiten soll-
ten oder dass sie nach Beendigung
der Krankheit in der Praxis betont
unfreundlich empfangen wurden.

Auch in einem Ausbildungsver-
hältnis erspart Prävention manche
spätere Schwierigkeit. Daher sollen
an dieser Stelle Themen, die erfah-
rungsgemäß oft zum Konflikt füh-
ren, besprochen werden.

Arbeitszeit
Michaela P. muss regelmäßig
abends länger arbeiten. Ihre regulä-
re Arbeitszeit endet um 18 Uhr, ihr
Stundenzettel weist aus, dass sie nie
vor 19 Uhr die Praxis verlässt. Nun
hat der Chef sie zum Notdienst am
Wochenende eingeteilt, ohne ihr
Freizeitausgleich zu gewähren.

Auch die Ausbilder scheinen den Inhalt 
des Ausbildungsvertrags oft nicht genau zu kennen 
oder nicht so genau zu nehmen.
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Der ausbildende
Arzt ist verpflichtet,
der Auszubildenden
den Besuch der
Berufsschule zu
ermöglichen.
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Die Arbeitszeit ist im Ausbil-
dungsvertrag geregelt. Dabei ist fest-
gelegt, dass Berufsschulunterricht
als Arbeitszeit gilt. Bei Auszubilden-
den unter 18 Jahren gilt zusätzlich
das Jugendarbeitsschutzgesetz. Der
Arzt riskiert hier ein Bußgeld.

Urlaub
Anfrage von Desirée M.: Zu ihrem
Erstaunen hat sie erfahren, dass im
März bereits acht Tage ihres Jahres-
urlaubs verbraucht sind, obwohl sie
noch gar keine Ferien gemacht hat.
Als Erklärung wird ihr gegeben, dass
einzelne Tage der Praxisschließung,
die durch Urlaub der drei Praxisinha-
ber entstanden sind, auf ihren Jahres-
urlaub angerechnet werden. 

Es ist nicht erlaubt, den Urlaub in
2-Tages-Paketen und nur kurzfristig
angekündigt zu gewähren. Laut
Bundesurlaubsgesetz steht dem Ar-
beitnehmer ein zusammenhängen-
der Urlaub zu.

Schulbesuch
Die Auszubildende Nadine G. hatte
immer befriedigende Schulleistun-
gen. Im dritten Lehrjahr haben sich
ihre Leistungen so verschlechtert,
dass es fraglich ist, ob sie die Ab-
schlussprüfung besteht. Seit Beginn
des Jahres hat ein neuer Chef die
Praxis übernommen. Seitdem kann
sie oft nicht zur Schule kommen,
weil sie in der Praxis arbeiten muss.

Der Ausbilder ist verpflichtet,
den Besuch der Berufsschule zu er-
möglichen. Nur in dringenden Fäl-
len kann er von der Auszubildenden
verlangen, dass sie in der Praxis ar-
beitet, statt zur Schule zu gehen.
Auch kann er sie nicht per Handy
aus der Schule in die Praxis beor-
dern. (In der Schule ist die Benut-
zung von Handys nicht gestattet.)

Wenn der Schulbesuch erheblich
eingeschränkt wird, kann die Aus-
zubildende Schadensersatz wegen
entgangener Berufschancen geltend
machen.

Klima in der Praxis
� Brief einer Mutter (Auszug):
„Schon am ersten Tag der Ausbil-
dung teilten die Angestellten der
Praxis meiner Tochter mit, dass sie
„nur die doofe Auszubildende“ sei.
Dies wäre immer so. Auch die

anderen Auszubildenden vor ihr
wären mit Magenschmerzen zur
Arbeit gekommen und hätten nach
kurzer Zeit ihre Ausbildung an den
Nagel gehängt . . . Meine Tochter
ist durch diese Situation krank und
eingeschüchtert worden. Sie hat
Angst vor einer neuen Ausbildung,
da sie befürchtet, dass alle Angestell-
ten mit ihr so umgehen könnten, wie
es nun einmal leider geschehen ist.
Ich möchte andere junge Mädchen
vor solchen Leuten schützen. Bei uns
ist es leider nun zu spät.“

� Brief einer Auszubildenden
(Auszug): „Aufgrund eines Fehlers
bei der Blutentnahme werde ich
total ignoriert. Er (der Ausbilder)
tut, als ob ich Luft wäre. Aufgrund
meines Fehlers wurde ich aufgefor-
dert, am nächsten Dienstag wieder
nach der Schule arbeiten zu kommen.
(Wozu sie als Minderjährige laut
Ausbildungsvertrag nicht verpflich-
tet war.) Des Weiteren sollte ich
Berichte über vorgegebene Themen
schreiben. Thema: Der freundliche
Umgang mit Patienten in einer
Arztpraxis. Der Bericht wurde von
Herrn Dr. S. mit vielen negativen
Bemerkungen versehen zurück-
gegeben.“

Neben der Arbeitszeit beziehen
sich die meisten Beschwerden auf
den Umgangston in der Praxis. Die
Auszubildende wird im Beisein der
Patienten angefahren, der Arzt
spricht nicht mehr mit ihr. Häufiger
aber sind die Konflikte mit den ande-
ren Arzthelferinnen in der Praxis, na-
mentlich mit den älteren Kolleginnen
oder der Erstkraft. Das systematische
herabsetzende Verhalten gegenüber
einer Kollegin ist oft mehr als
„Zickenkrieg“. Es ist im rechtlichen
Sinn Mobbing. Für das Mobbing ist
der Arbeitgeber verantwortlich, das
heißt auch schadensersatzpflichtig,
auch wenn es nicht von ihm selbst
ausgeht, sondern er es nur bei seinen
Mitarbeiterinnen duldet.

Das häufige Vorkommen von
Mobbing bei MFA kann an Folgen-
dem liegen: Das Kündigungsschutz-
gesetz, das wichtigste Schutzgesetz
im deutschen Arbeitsrecht, gilt nur in
Betrieben mit mehr als sieben ständi-
gen Mitarbeitern. Viele Arztpraxen
sind nicht so groß. Die meisten MFA
genießen daher niemals den Schutz,

der für die meisten deutschen Arbeit-
nehmer selbstverständlich ist. Das
erzeugt ein Gefühl struktureller Un-
sicherheit, was das Entstehen von
Mobbing begünstigt.

Organisation der Ausbildung
� Brief einer Auszubildenden
(Auszug): „Ich habe jeden Tag
(außer der Schulzeit) von acht Uhr
bis 13 Uhr EKGs geschrieben. Im
Anschluss daran hatte ich offiziell
Mittagspause, die ich aber erst ma-
chen durfte, wenn ich das Geschirr
meiner Kolleginnen gespült hatte.
Um 15 Uhr habe ich wieder mit mei-
ner Arbeit begonnen. Ich musste wei-
terhin bis 18 Uhr EKGs schreiben.
Meinen regulären Feierabend konn-
te ich leider nie pünktlich machen,
weil ich erneut das Geschirr meiner
Kolleginnen spülen musste. Hin und
wieder durfte ich für circa eine Stun-
de in die Anmeldung, um zu lernen,
wie ich Rezepte und AUs ausdrucke.
Mehr habe ich in meiner neunmona-
tigen Ausbildung nicht gemacht.“

Laut Ausbildungsvertrag muss die
Auszubildende einen möglichst um-
fassenden Einblick in die Tätigkeit
einer MFA bekommen und unter An-
leitung die praktischen Fähigkeiten
erwerben. Es empfiehlt sich, einen
Ausbildungsplan aufzustellen. Auf
keinen Fall darf es vorkommen, dass
die Auszubildende zwei Jahre lang
für dieselbe Tätigkeit eingeteilt wird
oder dass sie überwiegend Hilfs- und
Putzarbeiten macht.

Die MFA ist die Visitenkarte der
Praxis. Die Ausbildung eines jungen
Menschen zur MFA erfordert von-
seiten des Arztes Fähigkeiten zu-
sätzlich zu seiner beruflichen Quali-
fikation. Die Ausbildung beginnt
mit der Suche nach geeigneten Be-
werberinnen. Schon jetzt gibt es auf
dem Ausbildungsmarkt eine Kon-
kurrenz um fähige jungen Men-
schen. Vielleicht wurde bisher die
Arbeit der ausbildenden Ärzte zu
wenig gewürdigt. Daher ist zu wün-
schen, dass die Landesärztekam-
mern vor allem den jungen nieder-
gelassenen Kollegen Unterstützung
anbieten, zum Beispiel in Form ei-
ner zertifizierten Fortbildung. �

Dr. med. Patricia Aden
Fachlehrerin am Berufskolleg,

Ausbildungsberaterin einer Ärztekammer


